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Erwägungen

E. 1
Mit Entscheid vom 28. April 2025 erteilte das Kreisgericht St. Gallen der
Beschwerdegegnerin in der Betreibung Nr. xxx des Betreibungsamts U.________ die
provisorische Rechtsöffnung für insgesamt Fr. 4'650.-- zuzüglich Zins. Dagegen erhebt der
Beschwerdeführer mit Eingabe vom 26. Mai 2025 Beschwerde an das Bundesgericht. Mit
Verfügung vom 30. Juni 2025 forderte das Bundesgericht den Beschwerdeführer auf, den
angefochtenen Entscheid einzureichen. Mit Eingabe vom 2. Juli 2025 kam der
Beschwerdeführer dieser Aufforderung fristgerecht nach. In der Folge wurde der
Beschwerdeführer aufgefordert, einen Kostenvorschuss zu leisten. Der Beschwerdeführer
reichte am 9. Juli 2025 eine weitere Eingabe ein, worin er den Erlass des Kostenvorschusses
beantragte. Diese Eingabe wurde vom Bundesgericht als sinngemässes Gesuch um
Erteilung der unentgeltliche Rechtspflege entgegen genommen. Mit Verfügung vom 14.
Juli 2025 wurde aufgrund dieses Gesuchs von der Einforderung eines Kostenvorschusses
einstweilen abgesehen.

E. 2
In Zivilsachen, wie hier eine vorliegt, ist die Beschwerde an das Bundesgericht nur gegen
Entscheide letzter kantonaler Instanzen, des Bundesverwaltungsgerichts und des
Bundespatentgerichts zulässig ( Art. 75 Abs. 1 BGG , Art. 114 BGG ). Beim Kreisgericht
St. Gallen handelt es sich nicht um eine solche Instanz, weshalb auf die offensichtlich
unzulässige Beschwerde im vereinfachten Verfahren nach Art. 108 Abs. 1 lit. a BGG nicht
einzutreten ist.

E. 3
Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege für das bundesgerichtliche
Verfahren ist abzuweisen, weil die Beschwerde als von vornherein aussichtslos erscheint (
Art. 64 Abs. 1 BGG ). Darüber musste unter den gegebenen Umständen nicht vorgängig
separat entschieden werden (vgl. Urteil 4A_20/2011 vom 11. April 2011 E. 7.2.2).

E. 4
Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind die Gerichtskosten dem Beschwerdeführer
aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ). Die Beschwerdegegnerin hat keinen Anspruch auf
eine Parteientschädigung, da ihr aus dem bundesgerichtlichen Verfahren kein
entschädigungspflichtiger Aufwand erwachsen ist ( Art. 68 Abs. 2 BGG ).
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